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1 HintergrundundZielderUntersuchung



Im Rahmen des Finanzausgleichsgesetzes von 2001 (FAG) wurden die Finanzbeziehungen zwischen Bund und Ländern vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates neu geregelt.
1
Nach § 20 dieses Gesetzes tritt es mit Ablauf des 31.12.2019 außer Kraft. Da zum heutigen Zeitpunkt Unsicherheit darüber herrscht, welche Bundesländer bei Außerkrafttreten des FAG zu den ärmeren gehören werden, ergibt sich eine Möglichkeit zur Reform ab 2020 unter mehrheitlicher Zustimmung.
2
Diese ist im Rahmen der Kommission zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen (Föderalismuskommission II) zu erarbeiten. Dabei wird die „Entwicklung eines Instrumentariums zur Eindämmung der Staatsverschuldung und eines Verfahrens, das der Entstehung von Haushaltsnotlagen frühzeitig entgegenwirkt“
3
, als ein wesentliches Ziel der Kommission angesehen.



Die Notwendigkeit hierfür lässt sich aus der in Tabelle 1 dargestellten Entwicklung der Staatsverschuldung in Form von Kreditmarktschulden ableiten.
4
Diese sind in den vergangenen Jahren kontinuierlich gestiegen und stellen insbesondere ein Problem des Bundes und der Länder dar.
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TABELLE 1: Kreditmarktschulden in Mill. EUR
5



* einschließlich Sondervermögen des Bundes und Zweckverbände.



1
Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern (Finanzausgleichsgesetz - FAG) vom 20.12.2001



2
Vgl.
Jochimsen
(2007), S. 135



3
Kommission zur Modernisierung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen
(2007), S. 2



4
Der
Kreditmarkt
umfasst den Geldmarkt und den Kapitalmarkt. Der
Kapitalmarkt
stellt hierbei den Markt für längerfristige Kapitalanlage und -aufnahme dar (z.B. in Form von Aktien oder Anleihen), auf
Geldmarkt
werden Zentralbankguthaben gegen Geldmarktpapiere getauscht. Vgl. Gabler Wirtschaftslexikon



5
Zahlenmaterial: statistisches Bundesamt, Stand 28.08.2007, eigene Darstellung
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Eine Ursache des Problems der steigenden Verschuldung der Länder besteht darin, dass in Deutschland weder ein reines Verwaltungs- noch Autonomieprinzip herrscht, wodurch die Verantwortung für eine stattfindende Verschuldung nicht klar geregelt ist.
6
Stattdessen besteht ein Mischsystem, in dem die Länder auf Ausgabenseite zwar autonom handeln können, aber keine Möglichkeit für flexible Einnahmen gegeben ist. Die Finanzierung zusätzlicher Ausgaben kann so nur durch Kreditaufnahme erfolgen.
7
Da jedoch ein Großteil der Kreditaufnahme zur Tilgung fälliger Kredite und Zinszahlung genutzt wird, verbleibt nur ein Bruchteil zur Erweiterung der Ausgabenspielräume und somit für neue Investitionen.
8
Der Handlungsspielraum der Körperschaften wird so immer weiter eingeengt und es ergibt sich die Notwendigkeit, ein geeignetes Instrument zur Begrenzung der staatlichen Schuldenlast zu finden.



Neben alternativen Ansätzen wie einem nationalen Stabilitätspakt oder automatisch einsetzenden Schuldenbremsen wird auch die Möglichkeit der Insolvenz als marktwirtschaftliche Lösung zur Schuldenbegrenzung diskutiert. Letztere wird im Folgenden anhand wesentlicher Kriterien dargestellt. Die vorliegende Arbeit betrachtet ausgehend vom „Berlin-Urteil“
9
des Bundesverfassungsgerichts insbesondere die Möglichkeit einer Insolvenz der Bundesländer und die Frage einer Haftungsbeschränkung der übergeordneten Gebietskörperschaft, des Bundes. Eine Übertragung der Ausführungen auf Staatenebene, z.B. im Kontext der europäischen Union, bzw. auf die Ebene der Gemeinden ist grundsätzlich jedoch denkbar, so dass auch auf Ergebnisse der in der Literatur geführten Diskussion über die Insolvenzfähigkeit von Staaten oder Kommunen zurückgegriffen wird.



Im zweiten Kapitel werden die Grundzüge der marktwirtschaftlichen Lösung, der Disziplinierung durch den Markt, skizziert. Es schließen sich internationale Beispiele in Form des US-amerikanischen Chapter-9-Verfahrens und aktuellen Entwicklungen in der Schweiz an. In Kapitel drei wird eine Übertragbarkeit dieser Ergebnisse auf die Bundesrepublik Deutschland und eine mögliche Vereinbarkeit mit dem bestehenden privatrechtlichen Insolvenzrecht betrachtet. Es folgt ein Fazit im vierten Kapitel.



6
Das
Autonomieprinzip
besagt hierbei, dass Länder das von ihnen bereitgestellte Leistungsniveau frei bestimmen, die dafür benötigten Steuern aber selbst erheben und in eigener Verantwortlichkeit Kredite aufnehmen. Unter dem
Verwaltungsprinzip
versteht sich eine Anweisung der Länder zur Ausführung der ihnen zugewiesenen Aufgaben durch die Zentralregierung und auch die komplette Finanzierung durch diese. Siehe hierzu
Blankart
(2007), S. 131 ff. und
Blankart
(2005), S.2



7
Vgl.
Jochimsen
(2007), S. 136



8
Vgl.
Peffekoven
(2006),S. 555



9
BVerfG, 2 BvF 3/03 vom 19.10.2006



2
 

















  OEBPS/images/v88541_epub_cover.png
Die Insolvenz von Gebietskérperschaften als
Lésungsansatz zur Entschuldung

Studienarbeit






OEBPS/openpublishing/adv/1/files/grin_epub_ad_DE.png
BEI GRIN MACHT SICH IHR
WISSEN BEZAHLT

- Wir veroffentlichen lhre Hausarbeit,
Bachelor- und Masterarbeit

- lhr eigenes eBook und Buch -
weltweit in allen wichtigen Shops

- Verdienen Sie an jedem Verkauf

Jetzt bei www.GRIN.com hochladen
und kostenlos publizieren

(G[R[1[N][E]





OEBPS/images/2a1d0e62a41176c95097ab00d6473830_SMALL.png
Institut fur Offentliche Finanzen

Leibniz Universiti Hannover

Brosig, Miriam

Wirtschaftswissenschafien

Seminararbeit

Vorschlag einer marktwirtschaftlichen Losung:
Méglichkeit der Insolvenz

Seminar:
Aktuelle

iepolitische Reformen

Wintersemester 2007/2008





OEBPS/images/9f3e83d6d1e97f1d31625e6af3baf6e5_SMALL.png
Insgesamt® Bund Liinder Gemeinden
32100 560 310224 196342 0104
12199 s0120 364286 35502 0613
3012199 1069250 426025 29565 5308
3121098 1153413 w1991 314765 4826
312200 1198 145 715,62 ) s290
3112200 1253195 719397 wam 2602
31122004 1394954 0299 e 84257
31122006 Las02s 02054 ey 1877






